VerfGH 9, 11, 15, 16, 17, 18, 21/16
Gliederung der mündlichen Verhandlung des Verfassungsgerichtshofs 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
in Sachen „2,5 %-Sperrklausel bei Kommunalwahlen“ 
am 24. Oktober 2017

A. Einführung durch die Präsidentin
B. Zulässigkeit der Anträge

C. Begründetheit der Anträge

I.   Prüfungsmaßstab (Grenzen der Zulässigkeit einer Änderung der Landesverfassung), insb.
1. Art. 69 Abs. 1 Satz 2 LV
2. Art. 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 GG, Art. 1 Abs. 1, Art. 2 LV

3. Art. 21 Abs. 1 GG
II.  Grundsätze der Gleichheit der Wahl und der Chancengleichheit der Parteien
1. Anforderungen an das Wahlrecht im Allgemeinen und Sperrklauseln im Besonderen (Rechtsprechung zu einfachgesetzlichen Sperrklauseln),
insb. Nachweis eines „zwingenden“ Grundes
2. Geringere Anforderungen an verfassungsunmittelbare Sperrklauseln in den Ländern?
a) Spezifischer Gestaltungsspielraum des landesverfassungsändernden Gesetzgebers? 
b) Differenzierung zwischen Gemeinderäten und Kreistagen einerseits und Bezirksvertretungen und Verbandsversammlung Ruhr andererseits?
III. Beurteilung von Art. 78 Abs. 1 Satz 3 LV

1. Sicherung der Funktionsfähigkeit der Kommunalvertretungen

2. Verhinderung eines weit überproportionalen Einflusses kleiner Parteien und Wählervereinigungen
3. Kommunenübergreifende Gleichstellungswirkung wegen unterschiedlicher faktischer Sperrklauseln
IV. Beurteilung von § 33 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 KWahlG
D. Abschließende Stellungnahmen
